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Gemütliches Beisammensein bis um Mitternacht oder gar etwas länger – schon bald Realität? Foto: Dominik Plüss

Katrin Hauser

—«Höggleblyybe» bis in
die späten Abendstunden
Wer kennt sie nicht, diewarmen
Sommernächte, in denen man
das «Höggleblyybe» in der Beiz
so richtig zelebriert und nach
der letzten Flasche Rosé viel-
leicht noch eine allerletzte (!)
nachbestellt. Nur: Je nach Stand-
ort des Lokals ist mit dem ge-
mütlichen Beisammensein im
Freien um23Uhroder gar 22Uhr
abends Schluss.

Der junge Grossrat Laurin
Hoppler (GAB) möchte das än-
dern. Er schlägt «mediterrane
Nächte» für Basel vor. Die Leute
sollten in den Sommermonaten
von Juni bis September bis um
Mitternacht und am Wochen-
ende gar bis um einUhrmorgens
auf den Terrassen und in den
Aussenbereichen von Gastwirt-
schaften «höggleblyybe» dürfen.

Lustigerweise sind sämtliche
Fraktionen von seiner Idee über-
zeugt, nur seine eigene nicht –
oder zumindest nicht restlos. Es
gebe Bedenken, was den Lärm
für die Anwohnerinnen undAn-
wohner betreffe, sagt Hoppler.
«Ich glaube, es handelt sich hier-
bei auch etwas um einen Gene-
rationenkonflikt.» Und so wird
der junge Grüne am heutigen
Mittwoch in eine Debatte mit
eigenen Parteikollegen treten.

—Fürwie viel Geld
wechseln Basler Grundstücke
den Besitzer?
Bis anhinmacht derKanton zwar
öffentlich,wenn ein Grundstück
die Besitzerschaftwechselt, aber
nicht, für wie viel Geld. Das
möchte SP-Grossrat Ivo Balmer
ändern. Er bittet den Regie-
rungsrat, zu prüfen,wieman den
Bodenpreis pro Grundstück «in

geeigneter Form» veröffentli-
chen könnte.MehrTransparenz,
so ist er überzeugt, wäre eine
«einfacheMassnahme gegen Im-
mobilienspekulation» undwür-
de zu sinkenden Preisen führen.

Andreas Zappalà vom Basler
Hauseigentümerverband glaubt
indes, dass das Gegenteil passie-
renwürde. Ermacht ein Beispiel:
HausX ist in einem sehr schlech-
ten Zustand, während Haus Y
gleichnebenan frisch renoviert ist.

Eigentümer Y verkauft sein
Grundstück fürmehrereMillionen
Franken.EigentümerX,der eben-
falls verkaufenwill, sieht das und
denkt sich: «Oh, da kann ich ja
ebenfalls noch etwas aufschla-

gen.» Käufer Z, der sich für das
GrundstückvonX interessiert und
fleissig das Basler «Kantonsblatt»
liest, könnte sich nun denken,
dass der Preis vonX angemessen
ist, weil das Nachbargrundstück
Y ja zu einem ähnlichen Betrag
verkauft wurde. Und so würden
die Preise letztlich steigen.

Balmer erwidert darauf, dass
er einen supertransparenten
Preisbeschrieb, in dem diese
Dinge aufgeschlüsselt würden,
selbstverständlich unterstützen
würde.Die Umsetzung sei in sei-
nem Vorstoss ja bewusst offen
gehalten. «Ich verstehe insofern
nicht,wieso die Bürgerlichen da-
gegen sind. Schliesslich wollte

Michael Hugvon der LDP ja auch
wissen, wie viel das Clara-Areal
gekostet hat.» Ob das Parlament
den Vorstoss von Balmer an die
Regierung überweist, hängt von
den Grünliberalen ab. Sie sind
noch unentschlossen.

—Links-grünerAngriff
auf sanierungsfaule
Basler Hauseigentümer
Die Linke versucht, Basler Haus-
eigentümern Beine zu machen,
was ökologische Renovationen
betrifft. Die steigenden Energie-
kosten würden die Mieterinnen
undMieter stark belasten.Es gehe
nicht an, dassVermieter dieHeiz-
kosten «unabhängig von der Art
der Heizung» auf die Mieter ab-
wälzen könnten, schreibenOliver
Thommen (Grüne) undDaniel Sä-
gesser (SP).Den beiden Politikern
schwebt vor, dass sich Vermieter
an den Energiekosten ihrer Mie-
ter beteiligen sollten – und zwar
so, dass EigentümervonHäusern
mit einer schlechten Energieeffi-
zienz mehr bezahlen müssten.

Andreas Zappalà hält dies für
eine denkbar schlechte Idee.Viele
Vermieter hätten ihm berichtet,
dass die Energie seit demUmstieg
von der Ölheizung zur Fernwär-
me mehr kostet. Es sei «höchst
ungerecht»,wennman dieHaus-
eigentümer unter Druck setze,
sich um eine umweltfreundliche
Heizmöglichkeit zu kümmern –
«und just in demMoment, in dem
sie umsteigen, erhöhen die IWB
die Fernwärme-Preise».

Wer bezahlt dannwie viel von
den gestiegenen Nebenkosten?
Mit solchen Fragenwird sich die
Basler Regierung beschäftigen
müssen, sollte der Vorstoss
heute überwiesen werden. Ob
es dazu kommt, hängt abermals
von den Basler Grünliberalen
ab. Ihr Abstimmungsverhalten
ist noch unklar.

Ausgerechnet die Grünenwehren sich
gegen diemediterranenNächte
Heute im Grossen Rat Dürfen wir im Sommer länger «höggleblyybe» auf der Terrasse unserer Lieblingsbeiz?
Und: Sollen sich Basler Hauseigentümer an den Nebenkosten beteiligen? Darüber diskutiert der Grosse Rat.

Der Basler Polizeikommandant
und damit auch seine Chefin
Stephanie Eymann werden
derzeit von linker Seite hart
angegriffen. Dies reicht bis zu
Rücktrittsforderungen an die
Adresse des Kommandanten.
Derweil gratuliert die LDP
auf der anderen Seite den
Verantwortlichen und den
Polizeikräften für ihr Verhalten.
Gestritten wird über die
Verhältnismässigkeit des
Polizeieinsatzes während der
Demonstration zum Internatio-
nalen Tag der Frau am 8. März,
bei dem auch Gummischrot
verwendet wurde.

Demonstrationen sind nicht
nur für die Parteien, sondern
auch für die ganze Bevölkerung
zum Zankapfel geworden. Die
einen pochen auf das Recht auf
Meinungsfreiheit, die anderen
sehen ihre Freiheiten einge-
schränkt, wenn am Samstag

der Tramverkehr in der Innen-
stadt blockiert ist. Hier nur ein
Erlebnis am Rande, das ich
selber während einer Demo
hatte. An der Schifflände kam
ich mit einer älteren Dame ins
Gespräch, die in Tränen aufge-
löst war, weil sie nicht wusste,
wie sie jetzt nach Hause kom-
men kann, wenn stundenlang
kein Tram fährt. Es ist schon
seltsam, wenn sogenannte
Gutmenschen solche kleinen
Dramen in Kauf nehmen, weil
sie ja angeblich für eine grös-
sere Sache kämpfen. Sie sind
wohl der Meinung, die alte Frau
solle einfach zu Hause bleiben,
wenn eine Demonstration
angekündigt sei. Der Respekt
vor dem Mitmenschen geht
dabei verloren.

Die Zahl der Demonstrationen
ist in den letzten Jahren stark
angestiegen. Baschi Dürr, der
Vorgänger von Stephanie

Eymann als Vorsteher des
Justiz- und Sicherheitsdepar-
tementes, hat das Problem
weitgehend stillschweigend
ausgesessen. Dafür wurde er
mit seiner Abwahl belohnt.
Stefanie Eymann hat bei ihrer
Wahl angekündigt, hier einen
härteren Kurs zu fahren, und
das tut sie jetzt auch. Natürlich
ist Repression keine Lösung,
und die Verhältnismässigkeit
der Mittel während eines Poli-
zeieinsatzes darf hinterfragt
und muss in Extremfällen
auch genau geprüft werden.

Wenn jedoch nur einen Tag
nach einem solchen Polizeiein-
satz eine Rücktrittsforderung
erhoben wird, ohne dass eine
Aufarbeitung der Vorfälle
überhaupt eingeleitet worden
ist, kann nicht von einem
politisch seriösen Vorgehen
gesprochen werden. Das
erinnert da schon eher an

den Shitstorm, der heute in den
sozialen Medien sofort bei jeder
Nichtigkeit losgeht, ohne dass
die meist anonymen Schreiber
überhaupt recht wissen, um
was es eigentlich geht.

Der Tadel von links, das
Lob von rechts sind Me-
chanismen, die genauso
umgekehrt spielen. Als die
abgewählte Regierungspräsi-
dentin Elisabeth Ackermann
mehrmals wegen sichtlicher
Überforderung im Amt von
bürgerlichen Kreisen kritisiert
wurde, stellten sich die linken
Parteien demonstrativ und
meist auch gegen besseres
Wissen hinter die Politikerin
aus dem eigenen Lager.

Solche Mechanismen werden
aber von der breiten Bevölke-
rung durchschaut, und sie
fördern die akute Politikver-
drossenheit nur noch mehr.

«Linke wie Rechte sind doch
alle gleich», heisst es dann
pauschal, und die Parteien
bestärken mit ihrem Verhalten
solche Vorurteile geradezu.

Die nächste Demo kommt
bestimmt. Spätestens am
14. Juni, wenn wiederum zum
Frauenstreik aufgerufen wird.
Hier sollten die Parteien aller
Lager zusammen mit den
Sicherheitskräften den Diskurs
im Voraus suchen und nicht
einfach im Nachhinein Schuld-
zuweisungen erheben.Wie
schon letztes Jahr fällt der
Frauenstreik mitten in die
Woche der Art Basel. Die Stadt
möchte sich in diesem Jahr
im Hinblick auf die Konkurrenz
in Paris von ihrer besten Seite
zeigen. Deshalb muss sie vor-
bereitet sein und nicht in ein
Chaos verfallen wie vergange-
nes Jahr. Eigentlich sollte es
doch möglich sein, dass die

Ausübung demokratischer
Grundrechte auch während
einer Kunstwoche möglich
ist, ohne dass der öffentliche
Verkehr zusammenbricht
und es zu Krawallen kommt.

Natürlich wäre es blauäugig,
zu meinen, mit vermehrten
Gesprächen und dem gemein-
samen Suchen nach Lösungen
könne jede Krawalldemo ver-
hindert werden. Aber die Par-
teien sollten zumindest wieder
beginnen, aufeinander zuzu-
gehen, miteinander zu reden
und vielleicht sogar mögliche
Übereinstimmungen zu finden,
statt nur über Medienmittei-
lungen zu kommunizieren.

Konfrontation statt Diskurs
Die Fronten zwischen den Extremen im Parteienspektrum verhärten sich immer mehr.

Raphael Suter
Direktor der
Kulturstiftung
Basel H. Geiger

Seitenblicke

Die Basler Regierung hat sich in
der eidgenössischen Vernehm-
lassung dafür eingesetzt, dass
das Grand Casino Basel der
NeuvergabederSpielbankenkon-
zessionen erneut berücksichtigt
wird. Die teilte die Exekutive
gestern mit.

Dabei gehe es nicht in erster
Linie umdendamit verbundenen
direkten und indirekten wirt-
schaftlichenNutzen des Glücks-
spielbetriebs, heisst es in der
Mitteilung. Vielmehr hebt die
Regierung die etablierte enge
Zusammenarbeit des Casinos
mit den Universitären Psychia-
trischen Kliniken hinsichtlich der
Spielsuchtprävention hervor.

Kampf um die Konzession
Ende 2024 laufen in der Schweiz
die vom Bund erteilten Konzes-
sionen zum Betrieb von Casinos
und Online-Spielbankenspielen
aus. Bis Ende Oktober konnten
sich die Spielbanken für eine
neue Konzession bewerben.
Dabei erhält das Grand Casino
Basel Konkurrenz: Die Swiss
Casinos HoldingAG bewirbt sich
für eine Konzession inOftringen.

Platz gibt es aber nur für ein
Casino: Der Bundesrat hat im
letzten April verfügt, dass in der
Schweiz neu maximal 23 Kon-
zessionenvergebenwerden.Dies
in abgesteckten Zonen. (SDA/red)

Basler Regierung
setzt sich für das
Grand Casino ein
Konkurrenz Die Konzessionen
für Schweizer Casinos laufen
Ende 2024 aus. Basel sieht
sich als Standort gefährdet.

Könnte bald weg sein: das Grand
Casino Basel. Foto: Pino Covino

«Es handelt sich
hierbei auch etwas
um einenKonfikt
der Generationen.»

Laurin Hoppler
Grossrat GAB Basel
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Leif Simonsen

Seit Jahrendrückt derSchuh.Doch
das Klagen über die negativen
Auswirkungen der integrativen
Schule und die Aufhebung der
Kleinklassen in Basel hat nichts
gebracht.Deshalb haben die Leh-
rerinnen und Lehrerbeschlossen,
politisch Druck aufzusetzen. Mit
der sogenannten Förderklassen-
Initiative fordert ein Komitee,
bestehend unter anderemaus der
Freiwilligen Schulsynode (FSS),
dieWiedereinführungvonkleinen
Schulklassen an derVolksschule.

Die FSS hat gestern die Medi-
en eingeladen,um stellvertretend
für die rund 4000 Lehrerinnen
und Lehrer in Basel-Stadt ihre
Vorstellung des Förderklassen-
systemszupräsentieren.FSS-Prä-
sident Jean-MichelHéritier beton-
te dabei, dass es keine Rückkehr
zu den Kleinklassen sei, welche
vor rund 15 Jahren in Basel-Stadt
abgeschafftworden sind.Die an-
gestrebten Förderklassen seien
im Gegensatz dazu durchlässig.

Die FSS sieht vor, dass eine
maximale Aufenthaltsdauer de-
finiert wird, beispielsweise zwei
Jahre. Danach sollen die Kinder
wieder in die Regelklasse inte-
griert werden. «Wir wollen ver-
hindern,dass es die Kleinklassen-
Karrieren gibt, die es früher gab»,
sagtHéritier.Vermeidenwillman
das Stigma, dasmit diesen «Kar-
rieren» verbunden war.

Einsatz vonHeilpädagogen
Der FSS schwebt vor, dass an je-
dem grösseren Volksschulstand-
ortmindestens eine Förderklasse
eingerichtetwird. Kleinere Schu-
len könnten zusammenspannen
undaneinemStandort eineKlein-
klasse für die Primarschuljahre 1
bis 3 einrichten, am anderen eine
fürdieKlassen 4bis 6.Als Eckwert
sieht die Lehrergewerkschaft ein
Maximumvon zehn Schülerinnen
undSchülernproFörderklassevor.

DieKlassenwürdengrundsätz-
lich in einerDoppelbesetzung ge-
führt – vorzugsweise mit einem
HeilpädagogenodereinerHeilpä-
dagogin.FSS-VizepräsidentinMa-
rianne Schwegler sagt, dadurch
würde auch der Job der Heilpä-
dagogenaufgewertet.«Heutehöre
ich oft, dass sie unzufrieden sind,
weil sie von Lektion zu Lektion

die Klasse wechseln müssen.»
Auf die Frage, ob die Forderung
nach noch mehr Schulklassen
angesichts des Lehrermangels
überhaupt realistisch sei, meint
Héritier: «Eswerdenviele Lehre-
rinnen und Lehrer ausgebildet.
Esmuss nun gelingen,diese dank
guter Rahmenbedingungen im
Beruf zu behalten.»

Raum für Störenfriede
Zu den Kriterien für den Eintritt
in die Förderklasse schreibt die
FSS in ihrem Positionspapier
nur, diese müssten «festgelegt»
werden. Im Initiativtext heisst es,
Förderklassen sollten für die
Schülerinnen und Schüler eta-
bliertwerden, die kleinere Lern-
gruppen benötigten, oder solche,
die wegen ihres auffälligen Ver-
haltens nicht in eine Regelklasse
integriert werden könnten.

Einweites Feld,das die Lehrer-
gewerkschaft auch an derPresse-
konferenz nicht einzuengen ver-
mochte. Klar ist, dass es den
Lehrpersonen vor allem um die
Störenfriede geht –weitmehr als
umSchülermit körperlichen oder
geistigenBeeinträchtigungen,wo
die Integration in vielen Fällen
gut verläuft. Den Ball spielt man
aberhier in RichtungErziehungs-
departement (ED).

Einigungwäre schneller
Auf die konkreten Forderungen
der FSS will das ED nicht einge-
hen. Sprecher SimonThiriet aber
betont: «Wir möchten an der in-
tegrativenSchule festhalten, sie ist
wichtig.Wir stehen aber an einem
Punkt, wo das System an seine
Grenzen stösst. Deshalb braucht
esAnpassungen.» Ein Gegenvor-
schlag zur FSS-Initiative sei in
Ausarbeitung,müsseabervomRe-
gierungsrat beschlossenwerden.

Es klingt nach einer Annähe-
rung, zumal auch die FSS nicht
von einer Abkehr von der in-
tegrativen Schule sprechen will,
sondern im Gegenteil von einer
Stärkungdurch die neuen Förder-
klassen. Héritier jedenfalls sagt:
«WennderGegenvorschlag passt,
kann man die Initiative zurück-
ziehen.»DerVorteilwäre,dass die
neuenFörderklassen dannbereits
2024 eingeführtwerden könnten.
Müsste dasVolk abstimmen,wäre
es frühestens ein Jahr später.

Höchstens zehn Schüler in Kleinklassen
Abstimmungskampf gestartet Die Lehrergewerkschaft sagt, wie sie sich ihre Förderklassen-Initiative vorstellt.
Jetzt steigt der Druck auf das Erziehungsdepartement.

Geht es nach den Lehrerinnen und Lehrern, sollen die Förderklassen bereits im übernächsten Schuljahr
eingeführt werden. Foto: Keystone

Wie schaffen wir es, im Alltag
weniger zu brauchen und
vor allem zu verbrauchen?
Eine Möglichkeit, «Abfälle»
wiederzuverwenden, bietet die
Geschirrspülmaschine. Ersetzen
Sie den Klarspüler einfach mit
Zitronenschalen.

Zitrusfrüchte enthalten natür-
liche Zitronensäure, die norma-
lerweise auch in Geschirrspül-
mitteln und -tabs enthalten ist.
Als antibakterielle Substanz tötet
sie nicht nur Keime ab, sondern
bringt auch Ihr Geschirr zum
Glänzen.

Seien Sie nur vorsichtig mit
Silber oder Aluminium. Werfen
Sie also Ihre Zitrusschalen
nichtweg, sondern legen Sie die

Zitronen-,Orangen- oderGrape-
fruitschalen einfach in das Be-
steckfach. Die Schalen sollten
nach jedem Spülgang gewech-
selt werden.

Eine weitere nachhaltige
Möglichkeit, weniger Putzmittel
einzusetzen, bietet die Verwen-
dung von Essig.

Rezept für 750ml
Essigreiniger
Zutaten:

— 2 Tassen weisser Essig
— 1 TasseWasser
— 20 Tropfen ätherisches
Eukalyptus-, Teebaum- oder
Lavendelöl
— 1 Sprühflasche

Vermischen Sie alle Zutaten
zu einer Lösung, und schütteln
Sie den Reiniger jeweils
kräftig vor Verwendung. Den
Reiniger einfach auf die
schmutzigen Flächen aufsprü-
hen, und mit einem Lappen
darüberwischen. Wichtig: Ver-
wenden Sie Essigreiniger nicht
auf Natursteinböden und Sili-
konfugen.

Und noch ein Tipp zur Ge-
sichtsreinigung: Der Anbau von
Baumwolle ist sehr ressourcen-
intensiv, steigen Sie auf mehr-
fach verwendbare, waschbare
Abschminkpads um. Diese gibt
es im Detailhandel.

Nicole Keller

Zitronenschalen im Geschirrspüler – ressourcenschonend reinigen imHaushalt
Umweltfreundlicher leben: Tipp 3 Anlässlich der Nachhaltigkeitswoche der Uni Basel und der FHNW präsentieren wir Ihnen in
Zusammenarbeit mit dem ProgrammGoSimple dieseWoche jeden Tag einen konkreten Vorschlag für einen nachhaltigeren Alltag.

Ersetzen Sie den Klarspüler mit
Zitronenschalen. Foto: Christian Flierl

Die Expertin

GoSimple ist ein angeleitetes
Gruppenprogramm, bei dem sich
Haushalte in Basel-Stadt während
fünf Monaten der Herausforderung
stellen, umweltfreundlicher zu
leben. Das Programmwurde von
der Non-Profit-Organisation
GreenUp ins Leben gerufen.
Hauptfinanzierungspartner ist die
Stiftung 3FO. Auch die Industriel-
len Werke Basel (IWB), das Basler
Amt für Umwelt und Energie und
das Amt für Mobilität haben sich
finanziell am Projekt beteiligt.
Die Autorin, Nicole Keller, ist
Geschäftsführerin von GreenUp.
Infos unter www.gosimple.ch. (dis)

Basel Heute gratulieren wir
dem Ehepaar Susanna und
Oscar Klingele-Eichelberger zu
ihrem 60. Hochzeitstag und
wünschen beiden einen wun-
derbaren Tag sowie alles Gute
für das neue gemeinsame
Ehejahr. (red)

gratulationen@baz.ch

Glückwunsch

Hanf-Indooranlage
ausgehoben
Reinach Bei einerKontrolle konn-
te die Polizei Baselland in einem
Industriegebäude in Reinach eine
in Betrieb stehendeHanf-Indoor-
anlagemitüber700 illegalenTHC-
haltigen Hanfstauden ausheben.
Die Anlage hatte eine Kapazität
fürüber 3’000Hanfpflanzen.Des
Weiteren wurden mehrere Kilo-
grammMarihuana sichergestellt.
Die beschlagnahmtenDrogenhät-
ten einenVerkaufswert vonmeh-
reren zehntausend Franken, so
die Polizei. Ein 41-jähriger
Schweizerwurde vorübergehend
festgenommen. (red)

Grünes Licht für Bau
der Doppelspur
Laufental Die Baubewilligung für
den Doppelspurausbau Grellin-
gen-Duggingen ist rechtskräftig.
Wie die SBB gestern mitteilten,
ist gegen das Vorhaben keine
Beschwerde erhoben worden.
Die Doppelspur im Laufental
ist die Voraussetzung, dass die
Fernverkehrszüge ab Ende 2025
auf der Linie Basel-Laufen-Delé-
mont-Biel im Halbstundentakt
verkehren können. Für das Bau-
projekt heisst das: Bereits am
kommendenMittwoch kannmit
den nötigen Rodungen in Grel-
lingen undDuggingen begonnen
werden, am 3. April sollen dann
die Bauarbeiten starten. (ssc)

Tropeninstitut widmet
sich der Tuberkulose
Allschwil DasSchweizerischeTro-
pen- und Public-Health-Institut
organisiert ein Symposium zur
Bekämpfung von Tuberkulose
(TB). Über 400 Experten und po-
litischeEntscheidungsträgerinnen
aus der ganzenWeltwurden ges-
tern und heute im Institut in All-
schwil erwartet, um neue Ideen
zurEliminierungvonTBbis 2030
auszutauschen. Das Symposium
will die Öffentlichkeit sensibi-
lisieren und politische Verände-
rungen anstossen. (bor)

Nachrichten

Die Geschäftsführerin von
GreenUp: Nicole Keller. Foto: PD


